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Anhang I .

Erläuterungen

zu

§. 9 der Verwaltungsinſtruktion für die Katholiſchen Stiftungskommiſſionen .

Die verſchiedenen Arten der zuläſſigen Kautionsleiſtung von Seiten

der Stiftungsverrechner ſind folgende :
1. durch Unterpfandsbeſtellung in beſtimmten Liegenſchaften ,

2 . durch Hinterlegung
a . von baarem Geld ,
b. von Werthpapieren , d. h. von Badiſchen Staatsobligationen , ſowie von Privat⸗

Schuld⸗ und Pfandurkunden ,
3. durch Eintrag des geſetzlichen Unterpfandsrechtes ( LRS . 2121 Abſatz 3

und LRS . 2146 - - 48) auf das geſammte gegenwärtige und tünftige ( RRS.
2122 ) Liegenſchaftsvermögen des Verrechners .

Bu Ziffer 4.

Vergl. Wird die Kaution mittelſt Verpfändung beſtimmter Grundſtücke oder Gebäulich —
Formular X, feiten nah §. 21 der Pfandſchreiberei - Inſtruktion⸗ ) geleiſtet , worüber auf Grund des

Pfandbuchsauszuges eine förmliche Amtsreviſoratsurkunde ( Obligation )
erforderlich iſt , ſo gelten ganz die nämlichen Vorſchriften wie bei einer Kapi⸗
talanlage auf liegenſchaftliches erſtes Unterpfand , ſo zwar , daß die zu ſtellende
Kautionsſumme durch den Werthanſchlag der verpfändet werdenden Grund —

ſtücke doppelt und bei Gebäulichkeiten dreifach gedeckt ſein muß .
Vergleiche §. 9 und 21 der Verwaltungsinſtruktion und Anhang II .

) Verkündet von Großherzoglichem Juſtizminiſterium unterm 27. September 1822 , Regierungsblatt Nr . XXII .
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Zu Ziffer 2.

a) Bei beiderlei Arten der Hinterlegung iſt ein Fauſtpfandvertrag erfor⸗ Vergl .

derlich und zwar entweder in Form einer öffentlichen ( Amtsreviſorats - oder Formular
Notariats⸗ ) Urkunde , oder aber in Form eines Privatvertrags , welch' žit

ae

letzterer in das ſog . Offenkundigkeitsbuch eingetragen ſein muß .

Vergt . LNS . 2073 —74 und die Verordnung Gropherzoglihen Juſtizminiſteriums vom

F. 7. April 1826 , Regierungsblatt Seite 69, ſodann Artikel 2 Ziffer 2 e. des Ge⸗

F ſetzes vom 5. Juni 1860 , Regierungsblatt Seite 249 .

b. Im Falle der Hinterlegung von baarem Geld ſoll das Kautionskapital Vergl —

nicht bei demjenigen Fonde , für welchen die Kaution beſtimmt iſt , ſon⸗ Formular

dern bei der allgemeinen Katholiſchen Kirchenkaſſe zu Freiburg , XI.

Karlsruhe oder Heidelberg gegen Verzinſung von 3½ vom Hundert |
angelegt werden . ji

Der Schuldſchein hierüber muß die Bedingung enthalten , daß die

Kautionsſumme ohne Vorwiſſen und Genehmigung der Stiftungs⸗ |

kommiſſion bei Vermeidung nochmaliger Zahlung weder ganz noch
theilweiſe heimbezahlt werden darf . |

Bei derartigen Kautionsleiſtungen iſt in jedem einzelnen Falle |
durch die Stiftungskommiſſion berichtliche Anzeige an den Katho⸗ |
liſchen Oberſtiftungsrath zu machen , worauf das Kautionskapital der be⸗

treffenden allgemeinen Kirchenkaſſe in Einnahme überwieſen werden wird . |
c) Bei der Hinterlegung BadifHer Staatsobligationen ! ) als Rechnerskaution iſt Vergl .

die Einſchreibung erforderlich , und zwar nach Vorſchrift im §. 7. der Verordnung Formular

Großherzoglichen Finanzminiſteriums vom 2. Januar 1863 . Centralverordnungsblatt XII. |
Seite 2, mit dem Beiſatze , daß die Umſchreibung oder Wiederaufhebung
der Einſchreibung oder die Zahlung der Kapitalſchuld nur mit Er⸗

mächtigung der Stiftungskommiſſion verlangt werden darf . |

d) Bä der Hinterlegung einer Privat - E Huld - und Pfandurkunde muß der Vergl .

Schuldner in öffentlicher Urkunde ſich verbindlich machen , das Kapital bei Formular

|i Vermeidung nochmaliger Zahlung ohne Ermächtigung der Stiftungs⸗ XIII.
kommiſſion weder ganz noch theilweiſe an den Gläubiger oder fonft

Jemanden zu verabfolgen .
l e) Die Stiftungskommiſſion hat ſich darüber zu verläſſigen , ob die in der Schuld⸗ und

Pfandurkunde ( Privatobligation ) als Unterpfand beſtellten Liegenſchaften oder Gebäu⸗

lichkeiten die noͤthige Sicherheit bieten , d. h. ob ſie nach Aehnlichkeit der Vor⸗

ſchrift für Kapitalanlagen (§. 21 der Verwaltungsinſtruktion ) Den doppelten , be⸗

ziehungsweiſe dreifachen Werth der Kautionsſumme haben und ob die

Pfandobjekte nicht mit geſetzlichen oder bedungenen älteren Unterpfands⸗

beziehungsweiſe Vorzugsrechten belaſtet ſind .

IAEN

*) Musländifhe Staatsobligationen ſind als Rechnerskaution nicht annehmbar .
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) Ueber die geſchehene Fau ſtpfandbeſtellung einer Privat - Schuld - und Pfand —
urkunde iſt durch Randnote im Pfandbuch bei dem urſprünglichen
Pfaudbuchseintrag Vormerkung zu machen , um was das Pfandge —
richt zu erſuchen iſt , welches alsdann dieſe Vormerkung auf die Fauſtpfandurkunde
ſelbſt beſcheinigen wird .

Zu Ziffer 1und 2.
Die unter Ziffer 1 genannte U nterpfandsbeſtellung und die unter Ziffer 2 erwähnteS Hinterlegung kann auch durch einen Drittten für den Rechner geſchehen , in wel —

XVI . XI . chem Falle dieſer Dritte ( als Stellvertr eter ) Alles das zu beobachten und zu thun hat ,
XII . u. XIII . was der Rechner thun müßte , wenn er die Kaution ſelbſt ſtellen würde .

Zu Ziffer z .

Vergl. a ) Dei dem Eintrag des geſetzlichen Pfandrechtes auf alle in dem betreffen -Formular den Pfandſchreibereibezirke gelegenen Liegenſchaften des Verrechners
XIV. nach Maaßgabe des Y. 19 und Formular D. der Pfandſchreiberei - Inſtruktion iſt ſich durch

Erhebung eines gewährgerichtlichen Zeugniſſes darüber zu ver⸗
läſſigen , ob die dem Rechner gehörigen Liegenſchaften und Gebäu —
lichkeiten den doppelten , beziehungsweiſe dreifachen Werth von der
Größe der erforderlichen Kautionsſumme haben , auch ob dieſe Werth⸗
gegenſtände nicht mit älteren geſetzlichen oder bedungenen Unterpfands⸗
beziehungsweiſe Vorzugsrechten belaſtet , ferner ob dieſelben nicht unter

| auflöſenden Bedingungen erworben worden find , in golge deffen die Ver -|

ſicherungsgegenſtände keine genügende Sicherheit bieten .
b) Wird von einer dritten Perſon auf das ihr an den Verpfändungsgegenſtänden

( Pfandobjekten ) zuſtehende Vorzugs - oder Unterpfandsrecht zu Gunſten des
Fondes beziehungsweiſe der Kautionsleiſtung verzichtet , was in
Form einer öffentlichen Urkunde zu geſchehen hat , ſo muß auch dieſer
Verzicht im Unterpfandshüch eingetragen werden .

c ) Zu einer derartigen Verzichtleiſtung von Seiten der Ehefrau des Rechners auf
deren geſetzliches Unterpfandsrecht ( LRS . 2121 . Abſatz 1) iſt die ehemännliche Er⸗ |
mächtigung nothwendig .

d. Zum Verzicht für minderjährige oder entmündigte Perſonen durch den
Vormund oder Rechtsbeiſtand ift die amtlich e ) G enehmigung erforderlich . |

e) Su den unter b. und c. erwähnten Fällen Haben die berechtigten Perſonen , in j| jenen unter d. aber Die betreffenden Gewalthaber den Pfandbuchsein —
$trag mit gu unterſchreiben und wird im letzteren Falle die obrigkeitliche Ge —

nehmigung zu den Beilagen des Pfandbuches geheftet .
Vergl. 1) Erſcheint ein Rechner durch den geſchehenen Eintrag des allgemeinen Unter⸗
Formular pfands⸗ und Vorzugsrechtes in der Verfügungsgewalt über ſein Eigenthum zu

XV. ſehr beengt , ſo kann auf Verlangen deſſelben mit Einwilligung der Stif⸗

T

) Vergl . Artikel 1 Ziffer 7 des Geſetzes vom 5. Juni 1860 , Regierungsblatt Seite 248 .
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tungskommiſſion das Unterpfandsrecht auf ſo viele Stücke bef Hrant ” ) wer -

den , als zur Deckung der Kautionsſumme hinlänglich ſind .

Beſonderer Ausfertigung durch das Großherzogliche Amtsrevi —

ſorat bedürfen vorſtehende Eintragungen ( zu Ziffer 3) nicht “ ) , hin⸗

gegen werden den Betheiligten auf Verlangen Pfandbuchsauszüge hierüber

vom Pfandgericht ertheilt .

Schlußbemerkung .

Der Stiftungskommiſſion liegt ob , die Kautionsurkunde bei jeder Art der

Kautionsleiſtung genau und ſorgfältig zu prüfen und ſoweit nöthig deren Vervoll —

ſtändigung , Ergänzung oder Berichtigung zu veranlaſſen .
Wird eine Urkunde den beſtehenden Vorſchriften vollkommen entſprechend und richtig befun —

den, ſo iſt dieſelbe in der Stiftungskiſte gleich anderen Werthpapieren aufzubewahren , und hat

die Stiftungskommiſſion hierüber einen Hinterlegungsſchein nach einem der beifolgenden Formulare

auszuſtellen .

Karlsruhe , den 29 . Mai 1863 .

Katholiſcher Oberſtiftungsrath .

Ziegler .
Edelmann .

) Vergl . Anmerkung zu Anhang II . §. 12.

**) Vergl . §. 29, des II . Einführungsediktes .
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